Referentenentwurf

des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zu Anderungen im Bereich der gering-
figigen Beschaftigung

A. Problem und Ziel

Die Hochstgrenze fir eine geringfigig entlohnte Beschéftigung (Geringflgigkeitsgrenze)
betragt seit dem Jahr 2013 unverandert 450 Euro monatlich, wahrend die durchschnittlichen
Loéhne und Gehaélter seither deutlich gestiegen sind. Fur geringfugig entlohnt Beschaftigte
mit einem regelm&Rigen monatlichen Arbeitsentgelt im Bereich der Geringflgigkeitsgrenze
bedeutet dies, dass sie bei einer Lohnerhthung ihre Arbeitszeit reduzieren missen, um ihre
Beschaftigung weiterhin in Form eines sogenannten Minijobs austiben zu kénnen. Der Ar-
beitgeber muss jeweils prifen, ob die Entgeltgrenze bei gleichbleibender Arbeitszeit Uber-
schritten wird, und der Vertrag muss gegebenenfalls angepasst werden. Da fir einen Mi-
nijob vielfach entweder nur oder kaum mehr als der Mindestlohn gezahlt wird, missten bei
einem Anstieg des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde zahlreiche Arbeits-
vertrage Uberprift werden. Wird danach die Arbeitszeit verkirzt, werden nicht nur die Hin-
zuverdienstmaoglichkeiten der Beschaftigten, sondern auch ein wichtiges Beschaftigungs-
potenzial begrenzt. Daher gilt es zugleich, Hurden abzubauen, die die Aufnahme einer so-
zialversicherungspflichtigen Beschéftigung erschweren, und zu verhindern, dass Minijobs
als Ersatz fur regulare Arbeitsverhéltnisse missbraucht werden. Dazu muss der Ubergangs-
bereich weiterentwickelt werden. Aul3erdem ist die Einhaltung des geltenden Arbeitsrechts
bei Minijobs starker zu kontrollieren. Defizite bestehen hier insbesondere im Hinblick auf
die Durchsetzung des gesetzlichen Mindestlohns.

B. Losung

Kinftig orientiert sich die Geringflgigkeitsgrenze an einer Wochenarbeitszeit von zehn
Stunden zu Mindestlohnbedingungen. Sie wird dementsprechend mit Anhebung des ge-
setzlichen Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde auf 520 Euro monatlich erhéht und dyna-
misch ausgestaltet.

Zugleich werden MaRRnahmen getroffen, die die Aufnahme einer sozialversicherungsrecht-
lichen Beschaftigung férdern und verhindern helfen, dass Minijobs als Ersatz fiir regulare
Arbeitsverhaltnisse missbraucht werden.

Dazu wird die Méglichkeit eines zuldssigen ,gelegentlichen und unvorhergesehenen Uber-
schreitens” der Entgeltgrenze fur eine geringflgig entlohnte Beschéaftigung gesetzlich ge-
regelt.

Die Hochstgrenze fiir eine Beschéftigung im Ubergangsbereich wird von monatlich 1.300
Euro auf 1.600 Euro angehoben. Diese MalRBnahme tragt nicht nur dem Anstieg der Lohne
und Gehalter Rechnung, sondern bewirkt eine weitergehende Entlastung von sozialversi-
cherungspflichtigen Beschéftigten mit geringem Arbeitsentgelt als bisher. Zudem werden
Beschaftigte im unteren Ubergangsbereich noch starker entlastet, um den Belastungs-
sprung an der Geringfiigigkeitsgrenze beim Ubergang in eine sozialversicherungspflichtige
Beschaftigung zu glatten und damit die Anreize fur geringfligig Beschéftigte zu erhthen,
ihre Arbeitszeit Uber einen Minijob hinaus auszuweiten. Dazu wird der Arbeitgeberbeitrag
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oberhalb der Geringfligigkeitsgrenze zunachst auf die flir einen Minijob zu leistenden Pau-
schalbeitréage in Hohe von 28 Prozent angeglichen und gleitend auf den regularen Sozial-
versicherungsbeitrag abgeschmolzen. Aus Sicht betroffener Arbeitgeber hat dies einen
transparenten und linear verlaufenden Tarif zur Folge, aus Sicht der Beschaftigten folgt
einem hoheren Bruttolohn dann zumindest vor Steuern immer auch ein héherer Nettolohn,
so dass sich Mehrarbeit fur die Beschéftigten lohnt und nicht durch einen Uberproportiona-
len Anstieg ihrer Beitragsbelastung entwertet wird.

Diese Regelungen werden flankiert durch MalRnahmen zur verbesserten Durchsetzung des
geltenden Arbeitsrechts bei Minijobs.
C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die Regelungen des Gesetzentwurfs fiihren in der Sozialversicherung zu Mindereinnahmen
durch geringere Beitrage in Héhe von rund 0,8 Mrd. Euro. Im Bundeshaushalt fuhrt die
Anrechnung hoherer Nettoeinkommen bei erwerbstatigen Leistungsbeziehenden in der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende zu Minderausgaben.

Die im Erfullungsaufwand abgebildeten einmaligen und dauerhaften Mehraufwande wirken

sich stellenméRig und finanziell in den Haushalten der Sozialversicherungstréger sowie fi-
nanziell im Bundeshaushalt aus.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand fur Burgerinnen und Blrger

Birgerinnen und Birger werden um etwa 171 Tsd. Stunden jahrlich entlastet.

E.2 Erfallungsaufwand fur die Wirtschaft

Die Wirtschaft wird von einem jahrlichen Erfillungsaufwand von im Saldo rund 280 Mio.
Euro entlastet. Fir die Wirtschaft entsteht einmaliger Erflllungsaufwand von im Saldo rund
500 Mio. Euro.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Die Wirtschaft wird durch Blrokratiekosten aus Informationspflichten in Héhe von jahrlich
rund 37 Mio. Euro belastet.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Bei der Minijob-Zentrale, der Deutschen Rentenversicherung und der Bundesagentur fur
Arbeit entsteht einmaliger Erfullungsaufwand, der nicht beziffert werden kann. Angesichts
der Volumen der geringfligigen Beschaftigungsverhaltnisse wird derzeit mit erheblichen
Aufwanden bei der Minijob-Zentrale gerechnet.
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Im Ubergangszeitraum bis Ende des Kalenderjahres 2023, in dem sich die betroffenen auf
Antrag von der Versicherungspflicht befreien lassen kénnen, entsteht ein geringer, nicht
bezifferbarer Mehraufwand fur die Bundesagentur fur Arbeit und fur die Trager der Kranken-
und Pflegeversicherung.

Der Verwaltung entsteht bei der Anpassung der Onlineanwendung ,sv.net“ ein einmaliger
Erfullungsaufwand infolge der Anpassung der Anwendung auf die neue Formel fur den
Ubergangsbereich in Hohe von ca. 60.000 Euro.

Perspektivisch entsteht auch in den Folgejahren zuséatzlicher Aufwand. Die dynamische
Ausgestaltung der Geringfugigkeitsgrenze erfordert zukiinftig eine periodische programm-
technische und verfahrenstechnische Umsetzung.

Der vor diesem Hintergrund entstehende dauerhafte Erfiillungsaufwand fiir die Minijob-
Zentrale und die Deutsche Rentenversicherung kann derzeit nicht beziffert werden.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und Preisniveau sind nicht zu erwarten.
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Referentenentwurf der Bundesregierung

Zweites Gesetz zu Anderungen im Bereich der geringfiigigen Beschaéf-

1.

tigung

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften fir die Sozialversiche-
rung — in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBI. | S. 3710,
3973; 2011 | S. 363), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021
(BGBI. I S. 5162) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:

a)

b)

Die Angabe zu § 8 wird wie folgt gefasst:

»8 8 Geringfugige Beschaftigung und geringflgige selbstandige Tatigkeit; Ge-
ringfigigkeitsgrenze®.

Es wird folgende Angabe angefiigt:

,§ 134  Ubergangsregelung zum Ubergangsbereich®.

In 8 7b Nummer 5 werden die Woarter ,450 Euro monatlich“ durch die Warter ,die Ge-
ringflgigkeitsgrenze” ersetzt.

§ 8 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»Geringfligige Beschaftigung und geringflgige selbstandige Tatigkeit; Geringfi-
gigkeitsgrenze®.

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 werden die Worter ,im Monat 450 Euro“ durch die Worter ,die
Geringfligigkeitsgrenze* ersetzt:

bb) In Nummer 2 werden die Worter ,ihr Entgelt 450 Euro im Monat“ durch die
Worter ,die Geringflgigkeitsgrenze® ersetzt.

Nach Absatz 1 werden folgende Absétze 1a und 1b eingeflgt:

,(1a) Die Geringfugigkeitsgrenze im Sinne des Sozialgesetzbuchs bezeichnet
das monatliche Arbeitsentgelt, das bei einer Arbeitszeit von zehn Wochenstunden
zum Mindestlohn nach § 1 Absatz 2 Satz 1 des Mindestlohngesetzes in Verbin-
dung mit der auf der Grundlage des § 11 des Mindestlohngesetzes jeweils erlas-
senen Verordnung erzielt wird. Sie wird berechnet, indem der Mindestlohn mit 130
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vervielfacht, durch drei geteilt und auf volle Euro aufgerundet wird. Die Geringfi-
gigkeitsgrenze wird vom Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales im Bundesan-
zeiger jeweils bekannt gegeben.

(1b) Die Gewahrung einer nicht mit Sicherheit zu erwartenden Einmalzahlung
steht dem Fortbestand einer geringfligigen Beschaftigung nach Absatz 1 Num-
mer 1 nicht entgegen, wenn ein Uberschreiten der Geringfiigigkeitsgrenze inner-
halb des fur den jeweiligen Entgeltabrechnungszeitraum zu bildenden Zeitjahres
hdchstens in zwei Kalendermonaten vorliegt und das Einkommen im Kalenderjahr
das 14fache der Geringfligigkeitsgrenze im Monat nicht tbersteigt.*

4. § 20 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 2 wird die Angabe ,1 300“ durch die Angabe ,1 600“ ersetzt.
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingeflgt:

,(2a) Bei Beschaftigten, die gegen ein monatliches Arbeitsentgelt bis zum obe-
ren Grenzbetrag des Ubergangsbereichs nach Absatz 2 mehr als geringfiigig be-
schaftigt sind, ist beitragspflichtige Einnahme der Betrag, der sich aus folgender
Formel ergibt:

1600 G *
1600-G 1600-G

FG+( F) * (AE - G)

Dabei ist AE das Arbeitsentgelt, G die Geringfligigkeitsgrenze und F der Fak-
tor, der sich ergibt, wenn der Wert 28 vom Hundert durch den Gesamtsozialversi-
cherungsbeitragssatz des Kalenderjahres, in dem der Anspruch auf das Arbeits-
entgelt entstanden ist, geteilt wird. Der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz ei-
nes Kalenderjahres ergibt sich aus der Summe der zum 1. Januar desselben Ka-
lenderjahres geltenden Beitragssatze in der allgemeinen Rentenversicherung, in
der sozialen Pflegeversicherung sowie zur Arbeitsforderung und des um den
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz erhéhten allgemeinen Beitragssatzes in der
gesetzlichen Krankenversicherung. Fir die Zeit vom 1. Oktober 2022 bis zum
31. Dezember 2022 betragt der Faktor F 0,7009. Der Gesamtsozialversicherungs-
beitragssatz und der Faktor F sind vom Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
bis zum 31. Dezember eines Jahres flr das folgende Kalenderjahr im Bundesan-
zeiger bekannt zu geben. Zur Bestimmung des vom Arbeitnehmer zu tragenden
Anteils am Sozialversicherungsbeitrag wird als beitragspflichtige Einnahme der
Betrag zu Grunde gelegt, der sich aus folgender Formel ergibt:

( 1600

1600—6) *(AE-G)

Die 88 121 und 123 des Sechsten Buches sind anzuwenden. Die Satze 1 und
6 gelten nicht fir Personen, die zu ihrer Berufsausbildung beschaftigt sind.*

5. § 28a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 18 werden die Worter ,in § 8 Absatz 1 Nummer 1 ge-
nannte Grenze“ durch das Wort ,Geringflgigkeitsgrenze® ersetzt.

b) In Absatz 7 werden die Worter ,450 Euro im Monat” durch die Worter ,die Gering-
fugigkeitsgrenze” ersetzt.

6. Folgender § 134 wird angeflgt:
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,§ 134

Ubergangsregelung zum Ubergangsbereich

Bei Beschéftigten, die am [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes] in einer mehr als geringfligigen Beschéaftigung nach 8 8 Absatz 1 Nummer 1
oder 8§ 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 versicherungspflichtig waren, die
die Merkmale einer geringfligigen Beschaftigung nach diesen Vorschriften in der ab
dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung erfullt,
ist bis zum 31. Dezember 2023 beitragspflichtige Einnahme in dieser Beschaftigung
der Betrag, der sich aus folgender Formel ergibt:

1300 G
1300-450 1300-450

FU + 450 + ( + FU) « (AE - 450)

Dabei ist AE das Arbeitsentgelt und FU der Faktor, der sich ergibt, wenn der Wert
30 vom Hundert durch den Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz des Kalenderjah-
res, in dem der Anspruch auf das Arbeitsentgelt entstanden ist, geteilt wird. Die 8§ 121
und 123 des Sechsten Buches sind anzuwenden. Fir die Zeit vom 1. Oktober 2022 bis
zum 31. Dezember 2022 betragt der Faktor FU 0,7509. Der Faktor FU fir das Kalen-
derjahr 2023 ist vom Bundesministerium fir Arbeit und Soziales bis zum 31. Dezember
2022 im Bundesanzeiger bekannt zu gegeben. Satz 1 gilt nicht fir Personen, die zu
ihrer Berufsausbildung beschaftigt sind.*

Artikel 2

Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch — Arbeitsférderung — (Artikel 1 des Gesetzes vom

24. Marz 1997, BGBI. | S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 12a des Gesetzes vom 10.
Dezember 2021 (BGBI. | S. 5162) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Der Inhaltsiibersicht wird folgende Angabe angefiigt:

,§ 454 Zweites Gesetz zu Anderungen im Bereich der geringfiigigen Beschaftigung®.

In § 344 Absatz 4 werden die Worter ,§ 163 Absatz 10 des Sechsten Buches” durch
die Worter ,§ 20 Absatz 2a Satz 1 des Vierten Buches" ersetzt.

8§ 346 Absatz 1la wird wie folgt gefasst:

,(1a) Bei versicherungspflichtig Beschaftigten, deren beitragspflichtige Einnahme
sich nach § 344 Absatz 4 bestimmt, werden die Beitrage abweichend von Ab-
satz 1 Satz 1 getragen
1. von den versicherungspflichtig Beschaftigten in Hohe der Halfte des Betrages, der

sich ergibt, wenn der Beitragssatz auf die nach Maligabe von § 20 Absatz 2a

Satz 6 des Vierten Buches ermittelte beitragspflichtige Einnahme angewendet

wird,

2. im Ubrigen von den Arbeitgebern.*

In 8 347 Nummer 5 Buchstabe ¢ und Nummer 6b wird jeweils die Angabe ,450 Euro”
durch die Worter ,die Geringflgigkeitsgrenze* ersetzt.

Folgender 8§ 454 wird angeflugt:
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.S 454
Zweites Gesetz zu Anderungen im Bereich der geringfiigigen Beschaftigung

(1) Personen, die am [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes] in einer mehr als geringfiigigen Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1
oder 8§ 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches versiche-
rungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfligigen Beschaftigung nach diesen
Vorschriften in der ab dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] gel-
tenden Fassung erfullt, bleiben in dieser Beschéftigung langstens bis zum 31. Dezem-
ber 2023 versicherungspflichtig, solange das Arbeitsentgelt 450 Euro monatlich Uber-
steigt. Sie werden auf Antrag von der Versicherungspflicht befreit. Der Antrag ist bei
der Agentur fur Arbeit zu stellen. Die Befreiung wirkt vom [einsetzen: Datum des In-
krafttretens dieses Gesetzes] an, wenn sie bis zum [einsetzen: Datum des letzten Ta-
ges des dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats] be-
antragt wird, im Ubrigen von dem Beginn des Kalendermonats an, der auf den Kalen-
dermonat folgt, in dem der Antrag gestellt worden ist. Die Befreiung ist auf diese Be-
schaftigung beschrankt.

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 gelten § 134 des Vierten Buches und § 346
Absatz la in der bis zum [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses Geset-
zes] geltenden Fassung.®

Artikel 3

Anderung des Funften Buches Sozialgesetzbuch

Das Finfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Artikel 1 des
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBI. | S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 10. Dezember 2021 (BGBI. | S. 5162) geandert worden ist, wird wie folgt
geéandert:

1. 87 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Personen, die am ... [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes] in einer mehr als geringfligigen Beschaftigung versicherungspflichtig waren,
die die Merkmales einer geringfigigen Beschaftigung in der ab dem ... [einsetzen: Da-
tum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung des § 8 des Vierten Bu-
ches erfillt, bleiben in dieser Beschaftigung langstens bis zum 31. Dezember 2023
versicherungspflichtig, sofern sie nicht die Voraussetzungen fiir eine Versicherung
nach 8 10 erflillen und solange ihr Arbeitsentgelt 450 Euro monatlich Ubersteigt. Sie
werden auf ihren Antrag von der Versicherungspflicht nach Satz 1 befreit. § 8 Absatz 2
gilt entsprechend mit der Mal3gabe, dass an die Stelle des Zeitpunkts des Beginns der
Versicherungspflicht der ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] tritt.”

2. In 8 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und
folgender Satzteil angefiigt:

Jfur geringfugig Beschaftigte im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 1, § 8a des Vierten
Buches ist ein regelméaRiges monatliches Gesamteinkommen bis zur Geringfugigkeits-
grenze zulassig.”.

3. 8226 wird wie folgt ge&ndert:
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a) In Absatz 4 werden nach dem Wort ,Bei“ die Worter ,Arbeitnehmerinnen und® ein-
gefugt und wird der Satzteil ,gilt der Betrag der beitragspflichtigen Einnahme nach
§ 163 Absatz 10 SGB VI entsprechend” durch den Satzteil ,bestimmt sich die bei-
tragspflichtige Einnahme nach § 20 Absatz 2a Satz 1 und 2 des Vierten Buches"
ersetzt.

b) Folgender Absatz 5 wird angeflgt:

»(5) Fur Personen, fur die 8 7 Absatz 2 Anwendung findet, bestimmt sich die
beitragspflichtige Einnahme nach § 134 des Vierten Buches.”

4. § 249 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Abweichend von Absatz 1 werden die Beitrage bei versicherungspflichtig
Beschaftigten, deren beitragspflichtige Einnahme sich nach § 226 Absatz 4 be-
stimmt, von den Versicherten in Hohe der Halfte des Betrages, der sich ergibt,
wenn der allgemeine oder der ermaRigte Beitragssatz zuztiglich des kassenindivi-
duellen Zusatzbeitragssatzes, auf die nach MalRgabe von § 20 Absatz 2a Satz 6
des Vierten Buches ermittelte beitragspflichtige Einnahme angewendet wird, im
Ubrigen vom Arbeitgeber getragen.*

b) Folgender Absatz 4 wird angeflgt:
»(4) Abweichend von Absatz 1 werden die Beitrage fur Personen, fir die 8§ 7
Absatz 2 Anwendung findet, vom Arbeitgeber in Hohe der Hélfte des Betrages, der
sich ergibt, wenn der allgemeine oder der ermafiigte Beitragssatz zuztliglich des

kassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes auf das der Beschaftigung zugrundelie-
gende Arbeitsentgelt angewendet wird, im Ubrigen vom Versicherten getragen.*

Artikel 4

Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Rentenversicherung — in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBI. | S. 754, 1404, 3384), das zuletzt
durch Artikel 6a des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. | S. 4906) geédndert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu § 276b wie folgt gefasst:

,§ 276b Ubergangsregelung fiir Beschéftigte in Privathaushalten im Ubergangsbe-
reich®.

2. In 8162 Nummer 5 Satz 1 werden die Worter ,monatlich 450 Euro“ durch die Worter
,<das 12fache der Geringfligigkeitsgrenze“ ersetzt.

3. 8163 wird wie folgt ge&ndert:
a) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefugt:

,(7) Bei Beschaftigten, die gegen ein monatliches Arbeitsentgelt bis zum obe-
ren Grenzbetrag des Ubergangsbereichs (8 20 Absatz 2 des Vierten Buches)
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mehr als geringfligig beschaftigt sind, ergibt sich die beitragspflichtige Einnahme
nach 8 20 Absatz 2a Satz 1 des Vierten Buches.*

b) Absatz 10 wird aufgehoben.

In § 165 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Worter ,monatlich 450 Euro® durch die
Worter ,das 12fache der Geringfligigkeitsgrenze® ersetzt.

§ 167 wird wie folgt gefasst:

,Die monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage fur freiwillig Versicherte ist
die Geringflgigkeitsgrenze.*

§ 168 Absatz 1 Nummer 1d wird wie folgt gefasst:

,bei Beschaftigten, deren beitragspflichtige Einnahme sich nach § 163 Absatz 7 be-
stimmt, von den Beschaftigten in HOhe der Halfte des Betrages, der sich ergibt, wenn
der Beitragssatz auf die nach Mal3gabe von § 20 Absatz 2a Satz 6 des Vierten Buches
ermittelte beitragspflichtige Einnahme angewendet wird, im Ubrigen von den Arbeitge-
bern,”.

In § 170 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a und Buchstabe e wird jeweils die Angabe
,450 Euro® durch die Warter ,die Geringfugigkeitsgrenze® ersetzt.

In § 194 Absatz 1 wird jeweils die Angabe ,§ 163 Absatz 10 durch die Angabe ,§ 163
Absatz 7¢ ersetzt.

Nach § 276a wird folgender § 276b eingeflgt:

.S 276b
Ubergangsregelung fiir Beschaftigte in Privathaushalten im Ubergangsbereich
§ 134 des Vierten Buches findet nur Anwendung auf Beschéftigte in Privathaus-
halten (8 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches), die sich
nicht von der Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1b befreien lassen. Die Beitrége
werden von den Arbeitgebern in Hohe der Halfte des Betrages getragen, der sich

ergibt, wenn der Beitragssatz auf das der Beschaftigung zugrundeliegende Arbeitsent-
gelt angewendet wird, im Ubrigen vom Beschéftigten."

Artikel 5

Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — (Artikel 1 des Geset-

zes vom 26. Mai 1994, BGBI. | S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes
vom 10. Dezember 2021 (BGBI. | S. 5162) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In 8 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und
folgender Satzteil eingeflgt:

Sfur geringfugig Beschéaftigte im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 1, § 8a des Vierten
Buches ist ein regelméaRiges monatliches Gesamteinkommen bis zur Geringfugigkeits-
grenze zulassig.”
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2. In 857 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,und 4“ durch die Worter ,bis 5“ ersetzt.

3. 858 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) 8249 Absatz 3 und 4 des Fiinften Buches gelten mit der MaRgabe, dass statt
des allgemeinen und ermafigten Beitragssatzes der Krankenkasse und des kassenin-
dividuellen Zusatzbeitragssatzes der Beitragssatz der Pflegeversicherung und bei den
in Absatz 3 Satz 1 genannten Beschéftigten fir die Berechnung des Beitragsanteils
des Arbeitgebers ein Beitragssatz in Hohe des um einen Prozentpunkt verminderten
Beitragssatzes der Pflegeversicherung Anwendung findet.*

Artikel 6

Anderung des Mindestlohngesetzes

Das Mindestlohngesetz vom 11. August 2014 (BGBI. | S. 1348), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBI. | S. 1657) geéndert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1. 8§17 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

"Ein Arbeitgeber, der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach § 8 Absatz 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch oder in den in 8§ 2a des Schwarzarbeitsbekamp-
fungsgesetzes genannten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen beschéftigt,
ist verpflichtet, den Beginn der taglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer jeweils unmittelbar bei Arbeitsaufnahme sowie Ende und Dauer der taglichen
Arbeitszeit jeweils am Tag der Arbeitsleistung elektronisch und manipulationssicher
aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre beginnend ab dem
fur die Aufzeichnung maf3geblichen Zeitpunkt elektronisch aufzubewahren."

2. 8§21 Absatz 1 Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
"entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Aufzeichnung
nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht

rechtzeitig erstellt oder nicht, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise
oder nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt,".

Artikel 7

Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz vom 20. April 2009 (BGBI. | S. 799), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBI. | S. 1657) ge&ndert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1. 819 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
~soweit Arbeitsbedingungen auf das Arbeitsverhaltnis anzuwenden sind, deren

Einhaltung nach § 16 von den Behorden der Zollverwaltung kontrolliert wird, ist der
Arbeitgeber verpflichtet, den Beginn der taglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmer



b)

c)
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und Arbeitnehmerinnen jeweils unmittelbar bei Arbeitsaufnahme sowie das Ende
und die Dauer der taglichen Arbeitszeit jeweils am Tag der Arbeitsleistung elektro-
nisch und manipulationssicher aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindes-
tens zwei Jahre beginnend ab dem flr die Aufzeichnung maRgeblichen Zeitpunkt
elektronisch aufzubewahren.*

Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:
~ooweit stundenbezogene Zuschlage zu gewahren sind, hat die Aufzeichnung
unter Angabe des jeweiligen Zuschlags zu erfolgen und Beginn, Ende und Dauer

der Arbeitszeit, die einen Anspruch auf den Zuschlag begrtindet, zu erfassen."

In Satz 3 werden nach der Angabe "Satz 1" die Worter ,und Satz 2“ eingefligt und
das Wort ,gilt“ durch das Wort ,gelten” ersetzt.

§ 23 Absatz 1 Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

.entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2, auch in Verbindung mit Satz 3, eine

Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise
oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen
Weise oder nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt oder"

Artikel 8

Anderung des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten

1.

in der Fleischwirtschaft

Das Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft vom 17.
Juli 2017 (BGBI. | S. 2541, 2572), das zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 22. De-
zember 2020 (BGBI. | S. 3334) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

8 6 wird wie folgt geéndert:

a)
b)
c)

Absatz 1 wird aufgehoben.
Die Absatzbezeichnung ,(2)“ wird gestrichen.
In Satz 1 werden die Worter ,des Absatzes 1“ durch die Worter ,von § 17 Absatz 1

des Mindestlohngesetzes, § 19 Absatz 1 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
und § 17c Absatz 1 des Arbeithehmerlberlassungsgesetzes” ersetzt.

8 7 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Nummer 2 wird aufgehoben.

Die Nummern 3 bis 9 werden die Nummern 2 bis 8.
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Artikel 9

Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes

Das Arbeitnenmeruberlassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
Februar 1995 (BGBI. | S. 158), das zuletzt durch Artikel 116 des Gesetzes vom 10. August
2021 (BGBI. I S. 3436) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 816 Absatz 1 Nummer 17 wird wie folgt gefasst:

,17. entgegen 8§ 17c Absatz 1 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig,
nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht, nicht
vollstéandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht mindestens zwei
Jahre aufbewahrt oder”.

2. 8 17c Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Sofern eine Rechtsverordnung nach 8§ 3a auf ein Arbeitsverhaltnis Anwen-
dung findet, ist der Entleiher verpflichtet, den Beginn der taglichen Arbeitszeit des Leih-
arbeitnehmers jeweils unmittelbar bei Arbeitsaufnahme sowie Ende und Dauer der tag-
lichen Arbeitszeit jeweils am Tag der Arbeitsleistung elektronisch und manipulationssi-
cher aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre beginnend ab
dem flr die Aufzeichnung mafdgeblichen Zeitpunkt elektronisch aufzubewahren.*

Artikel 10

Anderung des Altersteilzeitgesetzes

Nach § 15i des Altersteilzeitgesetzes vom 23. Juli 1996 (BGBI. | S. 1078), das zuletzt
durch Artikel 22 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652) geédndert worden
ist, wird folgender § 15j eingeflgt:

-§ 15]

Ubergangsregelung zum zweiten Gesetz zu Anderungen im Bereich der geringfiigigen
Beschaftigung

Erhoht sich die Geringfugigkeitsgrenze (8 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch), gelten Personen, die bis zum Tag vor dem Inkrafttreten der Erhéhung
in einer versicherungspflichtigen Beschéftigung gestanden haben, mit der Altersteilzeit vor
dem Inkrafttreten der Erhéhung begonnen haben und die Merkmale einer geringfiigigen
Beschaftigung nach diesen Vorschriften in der ab dem Tag des Inkrafttretens der Erhéhung
geltenden Fassung erfillen, als versicherungspflichtig beschaftigt, wenn sie die bis zum
Tag vor dem Inkrafttreten der Erhéhung geltenden Voraussetzungen fur das Vorliegen einer
versicherungspflichtigen Beschaftigung weiterhin erfillen.*
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Artikel 11

Anderung der Gewerbeordnung

§ 108 Absatz 1 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.

Februar 1999 (BGBI. | S. 202), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. August
2021 (BGBI. | S. 3504) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Die Abrechnung muss mindestens Angaben Uber Abrechnungszeitraum, Zusam-
mensetzung des Arbeitsentgelts sowie die Hohe des auf das jeweilige Arbeitsverhaltnis
anwendbaren Mindestlohns nach 8§ 1 Absatz 2 des Mindestlohngesetzes oder einer auf
Grundlage der 88 7, 7a oder 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder § 3a des
Arbeitnehmeritberlassungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung enthalten.”

Folgender Satz wird angeflgt:

,Ist der Arbeitgeber zum Erstellen von Dokumenten nach § 17 Absatz 1 des Min-
destlohngesetzes, § 19 Absatz 1 des Arbeithehmer-Entsendegesetzes oder § 17c Ab-
satz 1 des Arbeitnehmertberlassungsgesetzes verpflichtet, hat er dem Arbeitnehmer

nach Ablauf des Abrechnungszeitraums die Arbeitszeitaufzeichnungen in Textform zu
Ubersenden.”

Artikel 12

Anderung der Beitragsverfahrensverordnung

8§ 2 der Beitragsverfahrensverordnung vom 3. Mai 2006 (BGBI. | S. 1138), die zuletzt

durch Artikel 2g des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. | S. 2970) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 wird in den Fallen des Ubergangsbereichs
der vom Arbeitgeber zu zahlende Beitrag durch Anwendung des halben Beitragssatzes
auf die beitragspflichtige Einnahme nach § 20 Absatz 2a Satz 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch und anschlieRender Verdoppelung des gerundeten Ergebnisses be-
rechnet. Bei Entgelten bis zur Geringflgigkeitsgrenze ergibt sich die beitragspflichtige
Einnahme nach § 20 Absatz 2a Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch durch
Anwendung des Faktors F auf das der Beschaftigung zugrunde liegende Arbeitsent-
gelt. Der vom Beschaftigten zu tragende Beitragsanteil wird durch Anwendung des hal-
ben sich aus der Summe des Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung, der
gesetzlichen Pflegeversicherung, zur Arbeitsférderung und der gesetzlichen Kranken-
versicherung zuzuglich des kassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes ergebenden Bei-
tragssatzes auf die nach § 20 Absatz 2a Satz 6 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
ermittelte beitragspflichtige Einnahme berechnet und gerundet. Der Abzug des Bei-
tragsanteils des Beschéftigten von dem nach Satz 1 errechneten Beitrag ergibt den
Beitragsanteil des Arbeitgebers. Uberschreiten einzelne Entgelte in Fallen des § 20
Absatz 2a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht die Geringfligigkeitsgrenze, ist
kein Beitragsanteil nach Satz 3 zu ermitteln, der Arbeitgeber tragt den gesamten Bei-
trag. Vom Beschaftigten allein zu tragende Beitragsanteile werden durch Anwendung
des maRRgebenden Beitragssatzes oder Beitragszuschlags auf die beitragspflichtige
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Einnahme nach § 20 Absatz 2a Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch berechnet
und auf zwei Dezimalstellen gerundet.”

2. Folgender Absatz 3 wird angefugt:

,(3) In Fallen des 8§ 134 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch gelten Absatz 2
Satz 1, 2 und 6 mit der Mafl3gabe, dass die beitragspflichtige Einnahme nach § 134
Absatz 1 Satz 1 bis 3 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch berechnet wird. In diesen
Fallen wird der vom Arbeitgeber zu tragende Beitragsanteil durch Anwendung des hal-
ben sich aus der Summe des Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung, der
gesetzlichen Pflegeversicherung, zur Arbeitsférderung und der gesetzlichen Kranken-
versicherung zuzuglich des kassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes ergebenden Bei-
tragssatzes auf das der Beschaftigung zugrunde liegende Arbeitsentgelt berechnet und
gerundet. Der Abzug des Arbeitgeberanteils von dem nach Satz 1 errechneten Beitrag
ergibt den Beitragsanteil des Beschaftigten.*

Artikel 13

Inkrafttreten, AulRerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2022 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 1 und 6, Artikel 4 Nummer 1 und 9 treten mit Ablauf des 31. De-
zember 2023 aul3er Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Hochstgrenze fur eine geringflgig entlohnte Beschéaftigung (Geringflgigkeitsgrenze)
betragt seit dem Jahr 2013 unveréandert 450 Euro monatlich, wahrend die durchschnittlichen
Léhne und Gehalter seither kontinuierlich gestiegen sind. Fir geringflgig entlohnt Beschéf-
tigte mit einem regelmaRigen monatlichen Arbeitsentgelt im Bereich der Geringfligigkeits-
grenze bedeutet dies, dass sie bei einer Lohnerhdhung ihre Arbeitszeit reduzieren mussen,
um ihre Beschéftigung weiterhin in Form eines sogenannten Minijobs ausiiben zu kdnnen.
Der Arbeitgeber muss jeweils priifen, ob die Entgeltgrenze bei gleichbleibender Arbeitszeit
Uberschritten wird, und der Vertrag muss gegebenenfalls angepasst werden. Da fir einen
Minijob vielfach entweder nur oder kaum mehr als der Mindestlohn gezahlt wird, missten
bei einem Anstieg des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro zahlreiche Arbeitsvertrage
Uberprift werden. Wirde danach die Arbeitszeit verkirzt, wirden nicht nur die Verdienst-
maglichkeiten der Beschéftigten, sondern auch ein wichtiges Beschaftigungspotenzial be-
grenzt. Daher gilt es zugleich, Hirden abzubauen, die die Aufnahme einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschaftigung erschweren, und zu verhindern, dass Minijobs als Ersatz fir
regulare Arbeitsverhaltnisse missbraucht werden. Dazu ist die Einhaltung des geltenden
Arbeitsrechts bei Minijobs starker zu kontrollieren.

Der weit Uberwiegende Teil der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Minijobbereich ist
vom gesetzlichen Mindestlohn betroffen. Insbesondere im Hinblick auf die Durchsetzung
des Mindestlohns bei Minijobbern hat die Evaluation des Mindestlohngesetzes (MiLoG) je-
doch Defizite aufgezeigt. So wurde eine Vielzahl von Umgehungsmechanismen ermittelt,
die von der schlichten Vereinbarung einer Entlohnung unterhalb des gesetzlichen Mindest-
lohns Uber die lickenhafte Erfassung von Arbeitszeiten bis hin zu nicht mindestlohnkonfor-
men Lohnmodellen reichen (zum Beispiel durch ungerechtfertigte Anrechnung von Sach-
leistungen). In der Mehrzahl der Falle beruhte die Nichteinhaltung jedoch in der Erbringung
unbezahlter Mehrarbeit. Verstof3e traten weiter vorrangig im Rahmen von geringfugigen
Beschaftigungsverhéltnissen auf (BMAS, Forschungsbericht 558: Gesamtbericht zur Eva-
luation des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns nach § 23 Mindestlohngesetz, Kapitel
4.4.2, Seiten 49-50, 140).

Dem soll durch MalRBhahmen zur verbesserten Durchsetzung des Mindestlohns entgegen-
getreten werden.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Geringfugigkeitsgrenze wird so definiert, dass sie einer Wochenarbeitszeit von 10 Stun-
den zu Mindestlohnbedingungen entspricht. Sie wird dementsprechend mit Anhebung des
gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde auf 520 Euro monatlich erhéht und dy-
namisch ausgestaltet.

Fur Personen, die vor der Anhebung der Geringfiigigkeitsgrenze auf 520 Euro monatlich
versicherungspflichtig beschaftigt waren und durch die Anhebung versicherungsfrei be-
schaftigt wirden, bleibt die Versicherungspflicht und damit der Versicherungsschutz in der
Kranken- und Pflegeversicherung und nach dem Recht der Arbeitsférderung langstens bis
zum 31. Dezember 2023 erhalten. Sie haben innerhalb dieses Zeitraumes die Mdglichkeit,
ihre Beschaftigung unter Berlcksichtigung der neuen Geringfligigkeitsgrenze anzupassen.
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Zugleich werden MalRinahmen getroffen, die die Aufnahme sozialversicherungspflichtiger
Beschaftigung fordern und verhindern helfen, dass Minijobs als Ersatz fir regulare Arbeits-
verhaltnisse missbraucht werden.

Dazu wird die Méglichkeit eines zulassigen ,gelegentlichen und unvorhergesehenen Uber-
schreitens” der Entgeltgrenze fiir eine geringfligig entlohnte Beschaftigung begrenzt.

Die Hochstgrenze fir eine Beschaftigung im Ubergangsbereich wird von monatlich 1.300
Euro auf 1.600 Euro angehoben. Diese Malinahme trégt nicht nur dem Anstieg der Lohne
und Gehalter Rechnung, sondern bewirkt eine weitergehende Entlastung von sozialversi-
cherungspflichtigen Beschaftigten mit geringem Arbeitsentgelt als bisher. Zudem werden
Beschaftigte im unteren Ubergangsbereich noch starker entlastet, um die Grenzbelastung
beim Ubergang in eine sozialversicherungspflichtige Beschéftigung zu glatten und damit
die Anreize fur geringflgig Beschaftigte zu erhéhen, ihre Arbeitszeit Gber einen Minijob hin-
aus auszuweiten. Auf der anderen Seite wird der Arbeitgeberbeitrag oberhalb der Gering-
fugigkeitsgrenze zunachst auf die fir einen Minijob zu leistenden Pauschalbeitrage in Hohe
von 28 Prozent angeglichen und gleitend auf den reguldren Sozialversicherungsbeitrag ab-
geschmolzen. Fir Arbeitgeber bedeutet dies, dass sie einem transparenten und linearen
Tarif unterliegen. Aus Sicht der Beschaftigten folgt einem héheren Bruttolohn dann auch
ein hoherer Nettolohn bei einem im Vergleich zur bisherigen Rechtslage geringeren Ein-
stiegstarif, so dass sich Mehrarbeit lohnt und ein tUberproportionaler Anstieg ihrer Beitrags-
belastung vermieden wird.

Diese Regelungen werden flankiert durch Maf3nahmen zur verbesserten Durchsetzung des
Arbeitsrechts bei Minijobs.

Die nach dem MiLoG bestehende Pflicht zur Arbeitszeitaufzeichnung wird modifiziert. Ent-
sprechend der bisherigen Regelung in 8 6 Absatz 1 des Gesetzes zur Sicherung von Ar-
beitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft (GSA Fleisch), sind kiinftig nach dem MiLoG der
Beginn der taglichen Arbeitszeit jeweils unmittelbar bei Arbeitsaufnahme sowie Ende und
Dauer der taglichen Arbeitszeit jeweils am Tag der Arbeitsleistung elektronisch und mani-
pulationssicher aufzuzeichnen und elektronisch aufzubewahren. Die neuen Anforderungen
dienen dabei dem Birokratieabbau durch Digitalisierung sowie der Verhinderung von Ma-
nipulationen bei der Arbeitszeitaufzeichnung.

Diese Anderungen werden im Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) und im Arbeitneh-
merlberlassungsgesetz (AUG) nachgezeichnet; die Regelung im GSA Fleisch wird
dadurch obsolet und daher aufgehoben.

Anknipfend an die modifizierten Pflichten zur Arbeitszeitaufzeichnung nach dem MiLoG,
AENtG und AUG wird in der Gewerbeordnung (GewO) eine Verpflichtung des Arbeitgebers
zur Bereitstellung der elektronisch erfassten, mindestlohnrelevanten Arbeitszeiten nach Be-
endigung des Abrechnungszeitraums eingefiihrt. Daneben hat der Arbeitgeber kinftig im
Zuge der Entgeltabrechnung tber die Hohe des auf das jeweilige Arbeitsverhdltnis anwend-
baren Mindestlohns nach MiLoG, AEntG oder AUG zu informieren.

. Alternativen

Keine. Die Geringflgigkeitsgrenze muss erhoht werden, da andernfalls die Arbeitszeit vieler
geringfugig Beschéftigter weiterhin regelmaRig verringert werden muss. Die weiteren Malf3-
nahmen sind notwendig, um die Aufnahme einer sozialversicherungsrechtlichen Beschafti-
gung zu fordern.
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V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderungen der Sozialgesetzbiicher
ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes (Arbeitsrecht und Sozi-
alversicherung einschlief3lich der Arbeitslosenversicherung). Hiervon erfasst ist auch die
Anderung des Mindestlohngesetzes, des Arbeitnehmerentsendegesetzes, des Gesetzes
zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft, des Arbeitnehmer-Uber-
lassungsgesetzes und der Gewerbeordnung. Der Bund hat die Gesetzgebungskompetenz,
da die Herstellung gleichwertiger Lebensverhéltnisse im Bundesgebiet und die Wahrung
der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse nur durch eine bundes-
gesetzliche Regelung gewahrleistet werden kann (Artikel 72 Absatz 2 Grundgesetz).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen Vertragen
vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die gesetzliche Regelung ermdglicht kiinftig immer 10 Wochenstunden zu Mindestlohnbe-
dingungen und setzt damit eine klare Obergrenze hinsichtlich der mdglichen Arbeitszeit.
Indem die Geringfiigigkeitsgrenze entsprechend dem Mindestlohn steigt, entféllt vielfach
die Notwendigkeit einer Uberprifung bestehender Arbeitsvertrage. Die gesetzliche Rege-
lung des gelegentlichen und unvorhergesehenen Uberschreitens der Geringfiigigkeits-
grenze gibt einfach zu tberprifende Kriterien vor.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Es ergeben sich keine wesentlichen Auswirkungen auf die Ziele der Nachhaltigkeitsstrate-
gie. Die Regelungen betreffen die Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie wie Generatio-
nengerechtigkeit und sozialen Zusammenhalt nur am Rande.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

Mit der Anhebung der Geringfiigigkeitsgrenze auf 520 Euro und der Glattung und Auswei-
tung des Ubergangsbereichs auf 1.600 Euro werden die Beschaftigten bei den Sozialversi-
cherungsbeitragen in einer Grélienordnung von rund 1,6 Mrd. Euro jahrlich entlastet. Fur
die Sozialversicherung insgesamt ergeben sich jahrliche Mindereinnahmen in Hohe von
knapp 0,8 Mrd. Euro, die sich zusammensetzen aus Mindereinnahmen fir die

Rentenversicherung von knapp 0,4 Mrd. Euro
Krankenversicherung von etwa 0,3 Mrd. Euro
Pflegeversicherung von etwa 0,05 Mrd. Euro und die
Arbeitsforderung von etwa 0,05 Mrd. Euro.

Wegen moglicher Verhaltensdnderungen ist diese Schatzung mit Unsicherheit verbunden.

Die Bestandsschutz- und Ubergangsregelung in § 454 SGB llI fiihrt dazu, dass die Minder-
einnahmen der Arbeitsférderung im Haushalt der Bundesagentur fur Arbeit durch die An-
passung der Geringfiigigkeitsgrenze und der oberen Grenze des Ubergangsbereichs zeit-
lich gestreckt und in der Hohe gedampft werden, soweit Beschétftigte ihre Beschéaftigungs-
bedingungen so anpassen, dass das neue Entgelt versicherungspflichtig ist.
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Die Regelungen des Gesetzentwurfs fihren durch Anrechnung héherer Nettoeinkommen
bei erwerbstétigen Leistungsbeziehenden in der Grundsicherung fur Arbeitsuchende zu
Minderausgaben im Bundeshaushalt.

Die im Erfullungsaufwand abgebildeten einmaligen und dauerhaften Mehraufwande wirken
sich stellenmafig und finanziell in den Haushalten der Sozialversicherungstrager sowie fi-
nanziell im Bundeshaushalt aus.

4. Erfullungsaufwand
Erflllungsaufwand fur Burgerinnen und Blrger
Burgerinnen und Birger werden um etwa 171 Tsd. Stunden jahrlich entlastet.

Seit 2013 betragt die Entgeltgrenze fir eine geringfiigig entlohnte Beschéftigung (Gering-
fugigkeitsgrenze) 450 Euro monatlich. Dies hat zur Folge, dass das Arbeitsentgelt von ge-
ringfligig entlohnt Beschaftigten mit einem regelmafiigen monatlichen Arbeitsentgelt im Be-
reich der Geringfugigkeitsgrenze durch eine Lohnerh6éhung die Geringfugigkeitsgrenze
Uberschritten werden kann. Ist dies der Fall, muss der Arbeitsvertrag entsprechend ange-
passt werden, damit die Beschaftigung weiterhin als Minijob eingeordnet werden kann.
Durch die mit diesem Gesetzentwurf vorgesehene Koppelung der Geringfligigkeitsgrenze
an die Entwicklung des gesetzlichen Mindestlohns werden Beschaftigte von dem Aufwand,
bei der Anpassung ihres Arbeitsvertrages mitzuwirken, entlastet. Dieser Aufwand wird auf
15 Minuten pro Fall geschatzt.

Nach einer Auswertung der Minijob-Zentrale zu den Entgeltmeldungen liegt das monatliche
Arbeitsentgelt von knapp 50 Prozent der geringfiigig entlohnt Beschéftigten im Bereich von
350 bis 450 Euro. Genaue Zahlen zur Anzahl derjenigen geringfiigig entlohnt Beschaftigten
liegen nicht vor, die einen Stundenlohn in Hohe des gesetzlichen Mindestlohns verdienen
und mit ihrem regelmaligen monatlichen Arbeitsentgelt unterhalb der Geringflgigkeits-
grenze bleiben. Laut der Studie ,Raus aus der Minijobfalle® von Tom Krebs und Martin
Scheffel (2021) verdienen drei Viertel der geringfligig entlohnt Beschéftigten in Haupttatig-
keit weniger als 11,40 Euro brutto pro Stunde. Vor diesem Hintergrund wird angenommen,
dass ohne eine Anhebung und Dynamisierung der Geringfiigigkeitsgrenze bei 9,375 Pro-
zent der rund 7,3 Mio. geringfiigig entlohnt Beschaftigten (Stand Oktober 2021) bei jeder
Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns eine Anpassung der Arbeitsvertrage erforderlich
ware. Daraus ergibt sich bei jeder Anhebung der Geringfugigkeitsgrenze eine Gesamtent-
lastung in H6he von rund 171 Tsd. Stunden.

Fur versicherungspflichtig Beschaftigte, fiir die am Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
die Regelungen fur den Ubergangsbereich gelten und die ein regelméaRiges monatliches
Arbeitsentgelt in Hohe von 450,01 bis 520 Euro erzielten, gelten befristete Bestandsschutz-
regelungen in der Kranken-, Pflege und Arbeitslosenversicherung. Diesen Beschéftigten
wird ein Optionsrecht auf Befreiung von der Versicherungspflicht eingerdumt. Fir diejeni-
gen Beschaéftigten, die sich fir eine Befreiung von der Versicherungspflicht entscheiden,
entsteht eine neue Informationspflicht durch Abgabe entsprechender Antrage. Es wird je-
doch angenommen, dass nur wenige Beschéftigte dieses Antragsrecht nutzen werden.
Dem liegt die Uberlegung zugrunde, dass Beschaftigte mit einem regelmaRigen monatli-
chen Arbeitsentgelt in H6he von 450,01 bis 520 Euro bewusst eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschéftigung ausiiben méchten statt eine - weitgehend abgabenfreie - geringfu-
gig entlohnte Beschéftigung. Daher wird angenommen, dass dieses Antragsrecht nicht zu
einem nennenswerten Mehraufwand fur Burgerinnen und Burger fuhrt.

Erflllungsaufwand fur die Wirtschaft
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Die Wirtschaft wird von einem jahrlichen Erfullungsaufwand von im Saldo rund 280 Mio.
Euro entlastet. Dabei ist berlicksichtigt, dass die Wirtschaft durch Birokratiekosten aus In-
formationspflichten in Hohe von rund 37 Mio. Euro belastet wird. Fir die Wirtschaft entsteht
einmaliger Erfullungsaufwand von im Saldo rund 500 Mio. Euro.

Fur alle ab Inkrafttreten dieses Gesetzes eingestellten Beschaftigten ist fur die Entgeltab-
rechnung eine Erganzung des Entgeltabrechnungsprogramms erforderlich. Dies wird im
Rahmen der bestehenden Pflegevertrage, die durch jahrliche Pauschalzahlungen abgegol-
ten werden, mit eingepflegt. Allerdings sind in dem Zusammenhang aufRerplanmafig Um-
stellungsarbeiten in der Software erforderlich, die turnusméaRig nur zum 1. Januar und zum
1. Juli eines Jahres anfallen. Durch das vorgesehene Inkrafttreten dieses Gesetzes zum
1. Oktober 2022 entsteht ein zusatzlicher Umstellungsaufwand durch das Einspielen des
Updates, die Prifung im eigenen System, durch mdgliche Ruckfragen an die Softwareun-
ternehmen sowie das Lesen und Bearbeiten des Leitfadens zu den Neuregelungen. Im
Durchschnitt wird hierfir ein Aufwand von 20 Minuten pro Arbeitgeber angenommen. Dar-
aus lasst sich folgender (geschéatzter) einmaliger Umstellungsaufwand ableiten:

3,2 Mio. Arbeitgeber x 34,50 Euro Stundenlohn: 3 = 36,8 Mio. Euro

Arbeitgeber, die geringfligig entlohnt Beschéftigte mit einem regelméfRigen monatlichen Ar-
beitsentgelt im Bereich der Geringfligigkeitsgrenze beschaftigen, missen bei einer Lohner-
héhung prifen, ob die Geringfugigkeitsgrenze tberschritten wird und der der Arbeitsvertrag
entsprechend angepasst werden muss, damit die Beschaftigung weiterhin als Minijob ein-
geordnet werden kann. Durch die mit diesem Gesetzentwurf vorgesehene Koppelung der
Geringfligigkeitsgrenze an die Entwicklung des gesetzlichen Mindestlohns werden die Ar-
beitgeber von diesem Aufwand entlastet, soweit der gesetzliche Mindestlohn gezahlt wird.

Der zeitliche Aufwand fiir die Uberprifung und ggf. Anpassung des Arbeitsvertrages wird
auf durchschnittlich 30 Minuten pro Fall geschétzt. Dabei wird berticksichtigt, dass fir eine
Anpassung des Arbeitsvertrags die Einwilligung der oder des Beschaftigten erforderlich ist.
Es wird angenommen, dass ohne eine Anhebung und Dynamisierung der Geringfiigigkeits-
grenze bei 18,75 Prozent der rund 7,3 Mio. geringfligig entlohnt Beschatftigten (Stand Ok-
tober 2021) bei jeder Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns eine Uberpriifung und bei
der Halfte dieser Falle auch eine Anpassung der Arbeitsvertrage erforderlich wéare. Bei ei-
nem Lohnsatz von 34,50 Euro pro Stunde beléauft sich demnach die Entlastung bei jeder
Anhebung der Geringfligigkeitsgrenze auf jeweils rund 23,6 Mio. Euro.

Durch die Anderungen der § 17 Absatz 1 MiLoG, § 19 Absatz 1 AEntG und § 17c Absatz 1
AUG entsteht ein geschatzter einmaliger Erfullungsaufwand von rund 465 Mio. Euro. Die-
sem Umstellungsaufwand stehen laufende Einsparpotentiale der Arbeitgeber von 290 Mio.
Euro jahrlich durch die aus der elektronischen Arbeitszeitaufzeichnung resultierende Zeit-
ersparnis gegenuber. Es wird auf Grundlage der BA Beschéftigtenstatistik, des Unterneh-
mensregisters des Statistischen Bundesamtes sowie der Studie des IAW ,Allgemeiner ge-
setzlicher Mindestlohn: seine Kontrolle und Durchsetzung sowie blrokratische Kosten fir
Arbeitgeber” geschatzt, dass von den 1,85 Mio. unter den Geltungsbereich der Dokumen-
tationspflichten fallenden Betrieben noch rund 1,5 Mio. Betriebe eine elektronische Zeiter-
fassung einflihren miissten. Betroffen sind vornehmlich kleinere Betriebe, die auf am Markt
fur sie erhaltliche einfachere und mithin glinstigere Losungen zurlickgreifen kénnen. Vor
diesem Hintergrund wird von einem einmaligen Betrag von im Durchschnitt 300 Euro pro
Betrieb fiir die Einfihrung ausgegangen. Das Konzept zur Erhéhung der Transparenz Uber
den Umstellungsaufwand fur die Wirtschaft und dessen wirksamer und verhaltnismaRiger
Begrenzung wurde angewandt.

Burokratiekosten aus Informationspflichten
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Fur die Anderung in § 108 Absatz 1 Satz 2 GewO wird angenommen, dass zwar ein Auf-
wand entstehen kann, der aber als gering und nicht bezifferbar eingeschatzt wird. Dies er-
fordert fiir Arbeitgeber beziehungsweise fir die von diesen fur die Lohnabrechnung beauf-
tragten Dienstleister in der Regel nur eine kleine Anderung auf den Vordrucken fir die
Lohnabrechnung beziehungsweise in hierflr genutzten Abrechnungsprogrammen.

Der Erfullungsaufwand fur die nach § 108 Absatz 1 Satz 4 GewO vorgesehene Zurverfu-
gungstellung der - ohnehin in elektronischer Form vorliegenden - mindestlohnrechtlichen
Arbeitszeitaufzeichnungen wird auf circa 37,1 Mio. jahrlich geschéatzt. Dabei wird von circa
7,9 Mio. Beschéftigten ausgegangen, fiir die eine Ubersendung erfolgt und ein monatlicher
Zeitaufwand von etwa 1 Minute pro Ubersendungsakt geschatzt, der mit 23,60 Euro pro
Stunde zu vergiten ist (Stundenlohnsatz fir einen Beschéftigten mit einfacher Tatigkeit laut
Lohnkostentabelle des Statistischen Bundesamtes).

Erfullungsaufwand der Verwaltung

Bei der Minijob-Zentrale und der Deutschen Rentenversicherung entsteht einmaliger und
dauerhafter Erfillungsaufwand, der derzeit nicht beziffert werden kann. Angesichts der Vo-
lumen der geringfligigen Beschéftigungsverhaltnisse ist mit erheblichen Aufwanden bei der
Minijob-Zentrale zu rechnen.

Bei der Minijob-Zentrale als zustandiger Einzugsstelle fur geringfiigig Beschaftigte entsteht
aufgrund der Einflhrung der neuen Geringfligigkeitsgrenze sowie der neuen Regelungen
zum gelegentlichen Uberschreiten dieser Grenze einmaliger Aufwand fur die Beratung der
Arbeitgeber tiber die Gesetzesanderung im Rahmen des § 104 SGB 1V, die Uberpriifung
von Versicherungsverhdltnissen, die Umstellung und Erganzung ihrer Programme sowie
Schulungsaufwand. Dieser Aufwand betrifft zahlreiche Arbeitsbereiche bei der Minijob-
Zentrale und kann von daher derzeit nicht abschlieRend geschéatzt werden.

Bei der Deutschen Rentenversicherung entstehen einmalige programmtechnische und an-
dere Aufwande an vielen unterschiedlichen Stellen, beispielsweise durch Anpassung der
Prifdienstverfahren. Dieser Umstellungsaufwand kann derzeit nicht beziffert werden.

Bei den freiwilligen Beitragen nach § 167 SGB VI zieht die unterjahrige Anpassung der
Mindestbeitragsbemessungsgrundlage und damit des Mindestbeitrags erhebliche Mehrauf-
wande fir die Deutsche Rentenversicherung nach sich, zum Beispiel Anschreiben der Ver-
sicherten, neue Pre-Notification beim SEPA-Lastschriftverfahren usw. Dieser Aufwand
kann derzeit nicht beziffert werden. Perspektivisch entsteht auch in den Folgejahren immer
dann ein zusétzlicher Aufwand, wenn eine Anderung des Mindestlohns nicht zum 1. Januar
eines Jahres. erfolgt.

Die dynamische Ausgestaltung der Geringfligigkeitsgrenze erfordert zukunftig eine periodi-
sche programmtechnische Umsetzung. Der dadurch entstehende Aufwand kann derzeit
nicht beziffert werden.

Der vor diesem Hintergrund entstehende dauerhafte Erfillungsaufwand der Minijob-Zent-
rale und der Deutschen Rentenversicherung kann derzeit nicht beziffert werden. Sofern
sich die Anzahl der geringfligigen Beschaftigungsverhaltnisse im Zuge der Neuregelungen
insgesamt erhoht, entstehen dauerhaft stellenmafiige und finanzielle Mehraufwande.

Der Ubergangsbereich umfasst zukiinftig den Entgeltbereich von 520,01 bis 1.600 Euro.
Versicherungspflichtig Beschaftigte, fir die am Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die
Regelungen fiir den Ubergangsbereich gelten und die ein regelmaRiges monatliches Ar-
beitsentgelt in Hohe von 450,01 bis 520 Euro erzielten, bleiben aus Griinden des Bestands-
schutzes bis zum 31. Dezember 2023 versicherungspflichtig in der Kranken- und Pflege-
versicherung und nach dem Recht der Arbeitsforderung. Die betroffenen kdnnen sich auf
Antrag von der Versicherungspflicht befreien lassen. Da davon auszugehen ist, dass diese
sich bewusst fir eine sozialversicherungspflichtige Beschéftigung entschieden haben, wird
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davon ausgegangen, dass nur wenige Beschaftigte von der Moglichkeit einer Befreiung von
der Versicherungspflicht Gebrauch machen werden. Im Ubergangszeitraum bis Ende des
Kalenderjahres 2023 entsteht daher ein geringer, nicht bezifferbarer Mehraufwand fir die
Bundesagentur fur Arbeit und fur die Trager der Kranken- und Pflegeversicherung.
5. Weitere Kosten
Der Wirtschaft entstehen Kosten durch hohere Arbeitgeberbeitrage aufgrund der Glattung
des Ubergangsbereichs in Hohe von rund 0,8 Mrd. Euro. Dies entspricht der Entlastung der
Beschaftigten bei den Sozialversicherungsbeitragen. Auswirkungen auf das Preisnhiveau,
insbesondere das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten.
6. Weitere Gesetzesfolgen
Die geringfugig entlohnte Beschaftigung wird Gberwiegend von Frauen ausgeubt. Die For-
derung des Ubergangs in eine sozialversicherungspflichtige Beschaftigung verbessert da-
her insbesondere die Altersvorsorge von Frauen.
Die im Gesetz vorgesehenen Gesetzesanderungen haben keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf Verbraucherinnen und Verbraucher.
VII. Befristung; Evaluierung
Eine Befristung der in dem Entwurf vorgesehenen Rechtsanderungen kommt nicht in Be-
tracht, da diese unter anderem wegen der weiteren zu erwartenden Steigerungen des Min-
destlohns auf Dauer angelegt sind.
Die Untersuchung der Wirkungen der Arbeitsforderung ist als Schwerpunkt der Arbeits-
markt- und Berufsforschung gesetzlich normiert und nach § 280 in Verbindung mit § 282

SGB Il stindige Aufgabe der Bundesagentur flr Arbeit. Eines gesonderten Evaluations-
auftrages bedarf es daher fur die Regelungen in Artikel 2 dieses Gesetzes nicht.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu § 8 entsprechend der neuen Uberschrift erganzt.
Zu Buchstabe b

Die Angabe zur Ubergangsregelung zum Ubergangsbereich (§ 134) wird erganzt.

Zu Nummer 2

Redaktionelle Anpassung an die neue Definition der Geringflgigkeitsgrenze in § 8 Ab-
satz la.
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Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Die Uberschrift wird um einen Hinweis auf die neue Legaldefinition der Geringfiigigkeits-
grenze erganzt.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Die monatliche Geringfugigkeitsgrenze wird nicht mehr durch einen statischen Wert be-
stimmt, sondern im neuen Absatz 1a dynamisch ausgestaltet. Dadurch kénnen kinftig viele
geringflgig entlohnt Beschaftigte von Erhéhungen des gesetzlichen Mindestlohns profitie-
ren; statt eine Arbeitszeitverkiirzung zu vereinbaren, nehmen ihre Verdienstméglichkeiten
mit steigendem gesetzlichen Mindestlohn zu. Arbeitgeber werden entlastet, da sie nicht
mehr priifen miissen, ob sich durch eine Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns Ande-
rungsbedarf in Bezug auf die geringfigig entlohnt Beschaftigten ergibt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Durch Verweisung auf die dynamische Geringfiigigkeitsgrenze nach Absatz 1a wird ein
Gleichlauf mit der Entgeltgrenze nach Absatz 1 Nummer 1 erreicht, ab der zu prifen ist, ob
eine berufsmalige Ausibung erfolgt.

Zu Buchstabe c

Der neue Absatz la definiert die neue Geringfugigkeitsgrenze als dynamische Obergrenze
fur eine geringfugig entlohnte Beschaftigung. Sie orientiert sich an einer Wochenarbeitszeit
von 10 Stunden zum gesetzlichen Mindestlohn. Die Geringfligigkeitsgrenze ist das im Rah-
men einer geringflgig entlohnten Beschaftigung hdchstens zulédssige Arbeitsentgelt im Mo-
nat. Sie wird berechnet, indem der gesetzliche Mindestlohn mit 130 vervielfacht, durch drei
geteilt und der sich daraus ergebende Betrag auf volle Euro aufgerundet wird. Die Berech-
nungsweise ergibt sich aus dem Faktor 10 fur die hochstens zulassige Wochenarbeitszeit
und dem Faktor 13 Drittel fur die Umrechnung auf den Zeitraum eines Monats. Sie ergibt
sich aus der Dauer eines Kalenderjahres von 52 Wochen beziehungsweise eines Quartals
von 13 Wochen. Eine wochentliche Arbeitszeit von 10 Stunden entspricht daher einer Ar-
beitszeit von 43 Stunden und 20 Minuten im Monat. Die Geringfligigkeitsgrenze erhéht sich
dementsprechend mit einer Anhebung des Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde auf 520
Euro. Da sich die Geringfligigkeitsgrenze kinftig nicht mehr unmittelbar aus dem Gesetz
ergibt, wird sie vom Bundesministerium flr Arbeit und Soziales im Bundesanzeiger bekannt
gegeben.

Der neue Absatz 1b regelt nunmehr gesetzlich an Hand klarer Kriterien die Mdglichkeit und
die Grenzen eines gelegentlichen und unvorhergesehenen Uberschreitens der Geringfii-
gigkeitsgrenze. Eine geringfligige Beschaftigung liegt gemal § 8 Absatz 2 Satz 2 nicht
mehr vor, sobald die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen. Nach den Richtlinien far
die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfiigigen Beschaftigungen (Geringfiigig-
keits-Richtlinien) der Spitzenverb&nde der Sozialversicherung gilt dies jedoch nicht, wenn
die Geringfiigigkeitsgrenze nur gelegentlich und unvorhergesehen tberschritten wird. Eine
begrenzte, lediglich ausnahmsweise erfolgende Uberschreitung soll nicht zu einer unbeab-
sichtigten Statuséanderung und entsprechenden Beitragsnachforderungen fiihren. Zugleich
ist einem moglichen Missbrauch der geringfligigen Beschaftigung und einer Verdrangung
sozialversicherungspflichtiger Beschaftigung zu begegnen. Das Uberschreiten der Gering-
fugigkeitsgrenze ist danach kinftig nur unschadlich, wenn folgende Voraussetzungen ku-
mulativ vorliegen:
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Die Geringfugigkeitsgrenze wird erstens nur ausnahmsweise aufgrund einer nicht mit Si-
cherheit zu erwartenden Einmalzahlung Uberschritten. Dies gilt insbesondere fir solche
Einmalzahlungen, die dem Grunde und der H6he nach vom Geschaftsergebnis oder einer
individuellen Arbeitsleistung des Vorjahres abhangen. Hierzu gehdren beispielsweise die
nachtragliche Zahlung eines Weihnachtsgeldes in Abhangigkeit vom Geschaftsergebnis
des Vorjahres oder die Zahlung einer individuellen Pramie im Rahmen einer leistungsori-
entierten Bezahlung. Demgegeniber ist das Arbeitsentgelt fir geleistete Uberstunden
grundsatzlich vorhersehbar. Die héchstens zulassige Wochenarbeitszeit zu Mindestlohn-
bedingungen wird in Absatz 1 Nummer 1 abschlieBend bestimmt. Darliber hinaus gehende
Uberstunden sind daher gegebenenfalls im Verlauf des Kalenderjahres rechtzeitig abzu-
bauen, wenn kein sozialversicherungspflichtiges Beschéaftigungsverhaltnis begriindet wer-
den soll. Eine flexible Arbeitszeitgestaltung bleibt somit mdglich.

Die Geringfligigkeitsgrenze wird zweitens innerhalb des fur den jeweiligen Entgeltabrech-
nungszeitraum zu bildenden Zeitjahres héchstens in zwei Kalendermonaten Uberschritten.
Die Spitzenverbénde der Sozialversicherung orientieren sich bei ihrer bisherigen Ausle-
gung in Ermangelung einer gesetzlichen Regelung an den zeitlichen Grenzen der kurzfris-
tigen Beschéftigung (drei Monate). Bei einer jahrlich dreimonatigen Aul3erachtlassung der
Geringfligigkeitsgrenze steigt aber die Wahrscheinlichkeit, dass die Beschaftigung mehr als
einem bloRen Hinzuverdienst dient. Dies widerspricht dem Grundgedanken der geringfiigi-
gen Beschaftigung. Daher ist ein gelegentliches Uberschreiten der Geringfiigigkeitsgrenze
innerhalb des fur den jeweiligen Entgeltabrechnungszeitraum zu bildenden Zeitjahres nur
noch héchstens in zwei Kalendermonaten zulassig.

Das Einkommen im Kalenderjahr Ubersteigt drittens nicht das 14fache der Geringfligigkeits-
grenze im Monat. Bei einer Geringfugigkeitsgrenze in Hohe von 520 Euro darf das Arbeits-
entgelt im Kalenderjahr grundsatzlich insgesamt 6.240 Euro (statt bisher 5.400 Euro) nicht
Uberschreiten. Auch unter Beriicksichtigung eines nur gelegentlichen und unvorhergesehe-
nen Uberschreitens fuhrt nunmehr ein Arbeitsentgelt, das 7.280 Euro Ubersteigt, in jedem
Fall zu einer sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung. Damit wird eine klare Grenze
gesetzt, um Missbrauch der geringfligigen Beschaftigung zu verhindern.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

Durch eine Anhebung auch der Hochstgrenze fiir eine Beschéiftigung im Ubergangsbereich
von monatlich 1.300 Euro auf 1.600 Euro wird dem Anstieg der Lohne und Gehélter Rech-
nung getragen und eine weitergehende Entlastung von sozialversicherungspflichtigen Be-
schéftigten mit geringem Arbeitsentgelt erreicht.

Zu Buchstabe b

Der neue Absatz 2a Uberfuhrt die bisherige Regelung des § 163 Absatz 10 des Sechsten
Buches grundsatzlich in die allgemeinen Vorschriften des Vierten Buches, da sie gleicher-
malfien fur die Arbeitslosen-, Renten- sowie Kranken- und Pflegeversicherung gilt.

Nach geltendem Recht leisten geringfligig Beschéftigte bei einer Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht keinen Beitrag zur Sozialversicherung. Bei einem Entgelt von nur
einem Cent oberhalb der Geringfiigigkeitsgrenze setzen die Regelungen zum Ubergangs-
bereich ein, wonach die Beschaftigten zunachst Beitrédge in Hohe von rund 10 Prozent leis-
ten mussen. Insoweit sinkt nach dem bisherigen Beitragsrecht der Nettolohn um rund 45
Euro, so dass ein Nettolohn von mehr als 450 Euro erst wieder ab einem Bruttolohn von
etwa 510 Euro erreicht wird. Die Neuregelung beseitigt diesen Belastungssprung. Die For-
mel zur Entlastung der Beschaftigten im Ubergangsbereich wird so geandert, dass der Be-
lastungssprung im Beitragsrecht beim Ubergang in eine sozialversicherungspflichtige Be-
schéftigung kunftig entfallt. Sie beseitigt damit einen Fehlanreiz fir geringfligig Beschaf-
tigte, ihre Arbeitszeit zu begrenzen, um Sozialversicherungsbeitrdge zu sparen.
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Arbeitgeber entrichten nach geltendem Recht fur einen gewerblichen Minijob in der Regel
Pauschalbeitrdge zur Kranken- und Rentenversicherung in Héhe von 28 Prozent. Die Be-
lastung des Arbeitgebers sinkt bei sozialversicherungspflichtiger Beschaftigung dann auf
einen Wert von derzeit rund 20 Prozent. Mit der Neuregelung wird der Arbeitgeberbeitrag
im unteren Ubergangsbereich erhéht und gleitend von 28 Prozent auf den reguléren Sozi-
alversicherungsbeitrag von in der Regel 19,975 Prozent abgeschmolzen. Arbeitgeber be-
zahlen damit einen systemgerechten Beitrag in die Sozialversicherung: Einem hoheren
Lohn folgen hohere Lohnkosten. Am unteren Ende des Ubergangsbereiches werden Ar-
beitgeber im Vergleich zur bisherigen Regelung starker belastet, am oberen Ende des
Ubergangsbereiches gleicht sich die Beitragslast an den regular zu leistenden Beitrag an.

Der mit der bisherigen Beitragsverteilung fir die Beschaftigten verbundene Fehlanreiz ent-
fallt. Kinftig steigen - zumindest vor Steuern - mit einem steigenden Bruttolohn kontinuier-
lich auch ihre Nettoeinkommen. Zugleich wird vermieden, dass die gewunschte arbeits-
marktpolitische Forderung der sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung alleine zu Las-
ten der Versichertengemeinschaft erzielt wird.

Die Satze 1 und 2 ergeben wie im geltenden Recht weiterhin die beitragspflichtige Ein-
nahme, aus der sich der Gesamtbeitrag zur Sozialversicherung im Ubergangsbereich ab-
leitet. Die Anderungen folgen aus der veranderten Geringfugigkeitsgrenze und der neuen
Obergrenze des Ubergangsbereichs sowie aus der Angleichung des Beitragssatzes am
unteren Rand des Ubergangsbereichs von 30 Prozent auf den bei geringfuigiger Beschéfti-
gung geltenden Wert von 28 Prozent. Satz 3 entspricht dem bisherigen 8 163 Absatz 10
Satz 3 des Sechsten Buches. Satz 4 bestimmt den Faktor F fir den Zeitraum vom 1. Okto-
ber 2022 bis zum 31. Dezember 2022. Satz 5 entspricht dem bisherigen § 163 Absatz 10
Satz 5 des Sechsten Buches. Die neue Formel in Satz 6 gewahrleistet, dass der Arbeitneh-
merbeitrag an der Geringflgigkeitsgrenze null ist und bis zur Obergrenze linear auf den
regularen Beitragssatz von typischerweise knapp 20 Prozent bei 1.600 Euro ansteigt. Dann
ergibt sich der Arbeitgeberbeitrag als Differenz aus dem Gesamtbeitrag und dem Arbeit-
nehmerbeitrag. Satz 7 regelt, dass bei der Ermittlung der beitragspflichtigen Einnahmen
nach den Satzen 1 und 6 sowie des Faktors F die Regelungen zu den allgemeinen Berech-
nungsgrundsétzen und zur Berechnung von Geldbetréagen des Sechsten Buches anzuwen-
den sind. Bei Satz 8 handelt es sich um eine Folgednderung zur Einfligung des Satz 6.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a
Folgeanderung zu Nummer 3.
Zu Buchstabe b
Folgeanderung zu Nummer 3.
Zu Nummer 6

Es handelt sich um eine Bestandsschutzregelung im Zusammenhang mit der Anhebung
der monatlichen Geringfligigkeitsgrenze von 450 auf 520 Euro.

Fur versicherungspflichtig Beschéftigte, fur die am Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
die Regelungen fur den Ubergangsbereich gelten und die ein regelméaRiges monatliches
Arbeitsentgelt in H6he von 450,01 bis 520 Euro erzielten, werden die beitragspflichtigen
Einnahmen nach dieser Regelung bestimmt. Sie entspricht der bisherigen Regelung
des § 163 Absatz 10 des Sechsten Buches, ergénzt um die Ma3gabe, dass die Regelungen
zu den allgemeinen Berechnungsgrundsatzen und zur Berechnung von Geldbetrégen des
Sechsten Buches anzuwenden sind. Da es sich um eine Ubergangsregelung handelt, wird
der bisherige Faktor F, der sich ergibt, wenn der Wert 30 vom Hundert durch den Gesamtso-
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Zialversicherungsbeitragssatz des Kalenderjahres, in dem der Anspruch auf das Arbeits-
entgelt entstanden ist, geteilt wird, als Faktor FU bezeichnet. Fir die Zeit vom 1. Oktober
2022 bis zum 31. Dezember 2022 betragt der Faktor FU 0,7509. Fir das Kalenderjahr 2023
ist dieser Faktor vom Bundesministerium fur Arbeit und Soziales bis zum 31. Dezember
2022 im Bundesanzeiger bekannt zu gegeben. Die Bestandschutzregelung ist bis zum
31. Dezember 2023 befristet und tritt dann aul3er Kraft.

Zu Artikel 2 (Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Folgeregelung zur Einfligung des § 454.

Zu Nummer 2

Folgeanderung zur Neuregelung in 8 20 Absatz 2a Viertes Buch.
Zu Nummer 3

Folgeanderung zu der in § 20 Absatz 2a Satz 6 des Vierten Buches vorgesehenen Neure-
gelung im Ubergangsbereich.

Zu Nummer 4

Redaktionelle Anpassung an die neue Definition der geringfligigen Beschéftigung in § 8
Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches.

Zu Nummer 5

Die Regelung dient dem Schutz der Beschéftigten, die bis zur Erhéhung der Geringfligig-
keitsgrenze auf 520 Euro mehr als geringfiigig beschaftigt und ein Arbeitsentgelt oberhalb
von 450 Euro und bis zu 520 Euro erzielt haben und damit in den Schutz der Arbeitslosen-
versicherung einbezogen waren. Der Versicherungsschutz soll flr diese Beschatftigten -
auch unter den bisherigen beitragsrechtlichen Bedingungen - tibergangsweise bis zum 31.
Dezember 2023 aufrechterhalten werden. Sie haben bis zu diesem Zeitpunkt die Mdglich-
keit, ihre Beschaftigung an die geanderte Geringfugigkeitsgrenze anzupassen und damit
ihren Versicherungsschutz in der Arbeitslosenversicherung weiterhin zu erhalten. Mit der
Regelung wird diesen Betroffenen jedoch ein Optionsrecht auf Befreiung von der Versiche-
rungspflicht eingeraumt. Mit Blick auf kiinftige Anpassungen der Geringfligigkeitsgrenze an
den Mindestlohn wird auf Ubergangsregelungen verzichtet. Mit der vorgesehenen Verof-
fentlichung der jeweils geltenden Geringfligigkeitsgrenze im Bundesanzeiger durch das
Bundesministerium fur Arbeit und Soziales und die entsprechende Offentlichkeitsarbeit
koénnen sich die Betroffenen auf die Erhéhung der Geringfligigkeitsgrenze einstellen und
ihre Beschéftigungsbedingungen zeithah anpassen, sofern sie ihren Versicherungsschutz
in der Arbeitslosenversicherung aufrechterhalten wollen.

Zu Artikel 3 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Der bisherige § 7 Absatz 2 enthielt eine Ubergangsregelung aus dem Jahr 2003 und wird
auf Grund zeitlicher Uberholung gestrichen.

Die neue Regelung schafft einen Bestandschutz fiur diejenigen Beschatftigten, die bis zur
Anderung der Regelungen zur Grenze einer geringfiigigen Beschaftigung und der damit
verbundenen Erhdhung der Grenze von 450 auf 520 Euro mehr als geringfliigig entlohnt
beschéftigt und dadurch in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert waren.
Satz 1 sieht vor, dass die Versicherungspflicht fur diese Beschéftigten langstens bis zum
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31. Dezember 2023 fortbesteht. Dies gilt allerdings nur fir die aktuelle Beschéftigung, so-
fern nicht die Voraussetzungen fur eine Familienversicherung nach § 10 vorliegen und so-
lange das Arbeitsentgelt die alte Grenze fir eine geringfiigige Beschéaftigung von 450,00
Euro Ubersteigt. Satz 2 enthalt fir diese Beschéftigten eine Befreiungsmaoglichkeit von der
Versicherungspflicht. Aus Satz 3 ergibt sich, dass der Antrag auf Befreiung innerhalb von
drei Monaten nach dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes zu stellen ist und dass flr
die Befreiung auch die tUbrigen Regelungen des § 8 Absatz 2 gelten.

Mit Blick auf kiinftige Anpassungen der Geringfligigkeitsgrenze an den Mindestlohn wird
auf Ubergangsregelungen verzichtet. Mit der vorgesehenen Veréffentlichung der jeweils
geltenden Geringfiigigkeitsgrenze vor dem Inkrafttreten einer Anderung des gesetzlichen
Mindestlohns im Bundesanzeiger durch das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales und
die entsprechende Offentlichkeitsarbeit konnen sich die Betroffenen auf die Erhéhung der
Geringfugigkeitsgrenze einstellen und ihre Beschéftigungsbedingungen zeitnah anpassen,
sofern sie ihren Versicherungsschutz in der Krankenversicherung aufrechterhalten wollen.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur neuen Legaldefinition der Geringfligigkeits-
grenze in 8§ 8 Absatz la des Vierten Buches. 8 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 enthélt den
Grundsatz, dass nur Personen in der gesetzlichen Krankenversicherung familienversichert
werden, deren regelméRiges monatliches Gesamteinkommen ein Siebtel der monatlichen
BezugsgréRe nach § 18 SGB des Vierten Buches nicht tiberschreitet (2022: 470 Euro mo-
natlich). Als Sonderregelung zu diesem Grundsatz wird das zuldssige Gesamteinkommen
fur Familienversicherte fur geringflgig Beschaftigte an die neue Geringfligigkeitsgrenze des
§ 8 Absatz 1a des Vierten Buches angepasst. Damit wird sichergestellt, dass alle geringfi-
gig Beschéftigten, die die Ubrigen Voraussetzungen fir eine Familienversicherung erfullen,
diese erhalten. So wird vermieden, dass eine geringfiigige Beschaftigung wegen des Uber-
schreitens der Einkommensgrenze in der Familienversicherung nicht aufgenommen wird.
Dies entspricht der arbeitsmarktpolitischen Funktion der geringfligigen Beschéftigung, ei-
nen niedrigschwelligen Zugang zum Arbeitsmarkt zu schaffen.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Die Regelung betrifft die Bestimmung der beitragspflichtigen Einnahme in der Krankenver-
sicherung furr Beschéftigte mit einem monatlichen Arbeitsentgelt im Ubergangsbereich nach
§ 20 Absatz 2 SGB des Vierten Buches (,Midi-Jobber®). Diese erfolgt zukuinftig nach dem
neuen § 20 Absatz 2a Satz 1 und 2 des Vierten Buches, der die bisher geltende Regelung
zur Bestimmung der beitragspflichtigen Einnahme in § 163 Absatz 10 des Sechsten Buches
ersetzt und auch inhaltlich angepasst wurde (siehe Begrindung zu Artikel 1 Num-
mer 4 Buchstabe b).

Zu Buchstabe b

Die Regelung betrifft die Bestimmung der beitragspflichtigen Einnahme flir Personen, die
nach § 7 Absatz 2 der Versicherungspflicht in der Krankenversicherung unterliegen. Fur
diesen Personenkreis bestimmt sich die beitragspflichtige Einnahme nach der Ubergangs-
regelung zum Ubergangsbereich in § 134 des Vierten Buches, die der bisherigen Regelung
in 8 163 Absatz 10 des Sechsten Buches entspricht.

Zu Nummer 4

Zu Buchstabe a

Die Regelung passt die Beitragstragung durch Versicherte und Arbeitgeber in der Kranken-
versicherung fur Beschéftigte mit einem monatlichen Arbeitsentgelt im Ubergangsbereich
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nach § 20 Absatz 2 des Vierten Buches (,Midi-Jobber“) an die Neuregelung der Beitrags-
tragung in 8 20 Absatz 2a Satz 6 des Vierten Buches an.

Zu Buchstabe b

Die Regelung betrifft die Beitragstragung durch Versicherte und Arbeitgeber fiir Personen,
die nach § 7 Absatz 2 der Versicherungspflicht in der Krankenversicherung unterliegen. Die
Regelung entspricht inhaltlich der Regelung zur Beitragstragung bei Beschaftigung im
Ubergangsbereich im bisherigen § 249 Absatz 3 Satz 1.

Zu Artikel 4 (Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

Folgeregelung zur Einfigung des 8§ 276b.

Zu Nummer 2

Redaktionelle Anpassung an die neue Definition der Geringfligigkeitsgrenze in § 8 Ab-
satz 1a des Vierten Buches. Es wird bei dieser Regelung nunmehr einheitlich auf Jahres-
werte abgestellt.

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Notwendige Regelung aufgrund der Uberfuihrung der urspriinglich in § 163 Absatz 10 ent-
haltenen Regelung nach § 20 Absatz 2a des Vierten Buches.

Zu Buchstabe b

Der Inhalt des § 163 Absatz 10 wird kiinftig in 8 20 Absatz 2a des Vierten Buches geregelt,
da es sich um eine allgemeine Vorschrift handelt, die nicht nur fir die Rentenversicherung

gilt.

Zu Nummer 4

Redaktionelle Anpassung an die neue Definition der Geringfugigkeitsgrenze in § 8 Ab-
satz 1a des Vierten Buches. Es wird bei dieser Regelung nunmehr einheitlich auf Jahres-
werte abgestellt.

Zu Nummer 5

Redaktionelle Anpassung an die neue Definition der Geringflgigkeitsgrenze in § 8 Ab-
satz la des Vierten Buches.

Zu Nummer 6

Folgeanderung zur Neuregelung des Ubergangsbereichs in § 20 Absatz 2a Satz 6 des Vier-
ten Buches, nach der die Verteilung der Beitragstragung auf Beschaftigte und Arbeitgeber
neu geregelt wird.

Zu Nummer 7

Redaktionelle Anpassung an die neue Definition der Geringfligigkeitsgrenze in § 8 Ab-
satz la des Vierten Buches.
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Zu Nummer 8

Redaktionelle Folgeanderung aufgrund der Uberfiihrung der urspringlich in § 163 Ab-
satz 10 enthaltenen Regelung nach § 20 Absatz 2a des Vierten Buches.

Zu Nummer 9

Im Beitragsrecht wird ein befristetes Ubergangsrecht fiir die Zeit bis zum 31. Dezember
2023 fir bisher versicherungspflichtige Beschéftigte in Privathaushalten geschaffen, deren
Beschaftigung aufgrund der Anhebung der Geringfugigkeitsgrenze zukinftig die Voraus-
setzungen einer geringfugig entlohnten Beschéftigung erflllt. Lassen sich diese Beschéf-
tigten nicht von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreien,
finden fur die Beitragsbemessung und Tragung faktisch weiterhin die Regelungen des bis-
herigen Ubergangsbereichs Anwendung. Die beitragspflichtige Einnahme wird dabei
nach 8§ 134 des Vierten Buches bestimmit.

Zu Artikel 5 (Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer
5 Finftes Buch. Ebenso wie in der gesetzlichen Krankenversicherung wird auch in der so-
zialen Pflegeversicherung das zulassige Gesamteinkommen fur Familienversicherte fir ge-
ringfligig Beschaftigte an die Geringfugigkeitsgrenze des neuen § 8 Absatz 1a Viertes Buch
angepasst (siehe Begriindung zu Artikel 3 Nummer 2).

Zu Nummer 2

Entsprechend dem Grundsatz ,Pflegeversicherung folgt Krankenversicherung® gilt fur die
beitragspflichtigen Einnahmen fir Beschéftigte mit einem monatlichen Arbeitsentgelt im
Ubergangsbereich nach § 20 Absatz 2 Viertes Buch (,Midi-Jobber“) in der sozialen Pflege-
versicherung ebenso wie in der gesetzlichen Krankenversicherung zukunftig der neue 8 20
Absatz 2a Satz 1 und 2 Viertes Buch, der die bisher geltende Regelung zur Bestimmung
der beitragspflichtigen Einnahme in § 163 Absatz 10 des Sechsten Buches ersetzt und auch
inhaltlich angepasst wurde (siehe Begrindung zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe b). Dem-
entsprechend findet auch die Ubergangsregelung im neuen § 226 Absatz 5 Fuinftes Buch
(siehe Begriindung zu Artikel 3 Nummer 3 Buchstabe b) fir Personen, die nach dem neuen
§ 7 Absatz 2 Funftes Buch der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung und damit auch der sozialen Pflegeversicherung unterliegen, in der sozialen Pflege-
versicherung Anwendung.

Zu Nummer 3

Der bisherige § 58 Absatz 5 Satz 1 nahm Bezug auf die Regelung in § 249 Absatz 2 Finftes
Buch, wonach der Arbeitgeber den Beitrag allein fir Beschaftigte tragt, soweit Beitrage fir
Kurzarbeitergeld zu zahlen sind. Dies ist jedoch ebenso in § 58 Absatz 1 Satz 2 geregelt,
so dass der bisherige Satz 1 in Absatz 5 gestrichen werden kann.

Die Neufassung des Absatzes 5 passt die Beitragstragung in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung durch Versicherte und Arbeitgeber fur Beschéftigte mit einem monatlichen Ar-
beitsentgelt im Ubergangsbereich nach § 20 Absatz 2 Viertes Buch (,Midi-Jobber“) sowie
Personen, die nach 8 7 Absatz 2 Flnftes Buch der Versicherungspflicht in der Krankenver-
sicherung unterliegen, fiir die soziale Pflegeversicherung an die Regelungen der Beitrags-
tragung in § 249 Absatz 3 und 4 Fiinftes Buch an. Die Regelungen gelten jedoch mit der
Mal3gabe, dass statt des allgemeinen und ermaf3igten Beitragssatzes der Krankenkasse
und des kassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes, der Beitragssatz der Pflegeversiche-
rung und bei den in § 58 Absatz 3 Satz 1 genannten Beschaftigten fir die Berechnung des
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Beitragsanteils des Arbeitgebers ein Beitragssatz in Hohe des um einen Prozentpunkt ver-
minderten Beitragssatzes der Pflegeversicherung Anwendung findet.

Zu Artikel 6 (Anderung des Mindestlohngesetzes)
Zu Nummer 1

Die nach 8 17 Absatz 1 MiLoG bestehende Pflicht zur Arbeitszeitaufzeichnung wird dahin-
gehend modifiziert, dass kiinftig der Beginn der taglichen Arbeitszeit jeweils unmittelbar bei
Arbeitsaufnahme sowie Ende und Dauer der taglichen Arbeitszeit jeweils am Tag der Ar-
beitsleistung elektronisch und manipulationssicher aufzuzeichnen und elektronisch aufzu-
bewahren sind.

Die neuen Anforderungen dienen dem Birokratieabbau durch Digitalisierung. Durch die
elektronische Form der Arbeitszeitaufzeichnung kdnnen Kontrollen durch den Zoll effektiver
gestaltet und Arbeitgeber dauerhaft entlastet werden.

Zugleich werden Manipulationen bei der Arbeitszeitaufzeichnung besser verhindert. Ent-
sprechend der bisherigen Regelung in § 6 Absatz 1 GSA Fleisch bezieht sich das Kriterium
der Manipulationssicherheit dabei auf den Schutz vor inhaltlich falschen oder nachtraglich
geadnderten Eingaben durch den Arbeitgeber oder dessen Personal selbst. Nicht gefordert
wird, dass das vom Arbeitgeber verwendete Zeiterfassungssystem bzw. die vom Arbeitge-
ber verwendete digitale Anwendung manipulative Eingriffe von au3en durch Dritte, bei-
spielsweise durch einen Hackerangriff, sicher ausschliel3t. Es muss danach lediglich aus-
geschlossen sein, dass die Aufzeichnung aus der Sphéare des Arbeitgebers in einer Weise
verandert wird, dass der ursprungliche Inhalt nicht mehr feststellbar ist. Folglich muss stets
ersichtlich sein, ob urspriinglich erfasste Daten zu einem spateren Zeitpunkt verandert wor-
den sind. Durch die elektronische Aufzeichnung muss sichergestellt sein, dass diese nicht
ohne Kenntlichmachung tberschrieben, geléscht oder geandert werden kann.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Nummer 1.

Zu Artikel 7 (Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Die nach § 19 Absatz 1 AEntG bestehende Pflicht zur Arbeitszeitaufzeichnung wird ent-
sprechend den Anderungen in 8 17 Absatz 1 MiLoG dahingehend modifiziert, dass der Be-
ginn der taglichen Arbeitszeit jeweils unmittelbar bei Arbeitsaufnahme sowie Ende und
Dauer der taglichen Arbeitszeit jeweils am Tag der Arbeitsleistung elektronisch und mani-
pulationssicher aufzuzeichnen und elektronisch aufzubewahren sind.

Zu Buchstabe b

Die Voraussetzungen der Aufzeichnung stundenbezogener Zuschlage finden sich nun in
§ 19 Absatz 1 Satz 2 wieder.

Zu Buchstabe c
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Nummer 1 Buchstabe b.
Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Nummer 1 Buchstabe a und b.
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Zu Artikel 8 (Anderung des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der
Fleischwirtschaft)

Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a

Einer gesonderten Pflicht zur elektronischen und manipulationssicheren Aufzeichnung der
vergutungsrelevanten Arbeitszeiten fir die Fleischwirtschaft bedarf es nach Einflihrung ei-
ner entsprechenden Pflicht in 8 17 Absatz 1 MiLoG, § 19 Absatz 1 AEntG und 8§ 17c Ab-
satz 1 AUG nicht mehr. Die Klausel wird daher gestrichen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Buchstabe a.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Nummer 1 Buchstabe a.
Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Buchstabe a.

Zu Artikel 9 (Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Die nach § 17c Absatz 1 AUG bestehende Pflicht zur Arbeitszeitaufzeichnung wird entspre-
chend den Anderungen in § 17 Absatz 1 MiLoG dahingehend modifiziert, dass der Beginn
der taglichen Arbeitszeit jeweils unmittelbar bei Arbeitsaufnahme sowie Ende und Dauer
der taglichen Arbeitszeit jeweils am Tag der Arbeitsleistung elektronisch und manipulati-
onssicher aufzuzeichnen und elektronisch aufzubewahren sind.

Zu Nummer 2
Es handelt sich um eine Folge&dnderung zu Nummer 1.
Zu Artikel 10 (Anderung des Altersteilzeitgesetzes)

Die Regelung dient dem Schutz der Altersteilzeitbeschaftigten, die bis zur Rechtsanderung
sowie bei kunftigen Erhdhungen der Geringflgigkeitsgrenze (8 8 Absatz 1 Nummer 1 SGB
IV) mehr als geringfligig beschéftigt waren, nach der Erhéhung aber unterhalb der neuen
Geringfligigkeitsgrenze beschaftigt sind.

Da die Bestandsschutz- und Ubergangsvorschrift in § 454 SGB 1lI nur fir eine begrenzte
Zeit die Versicherungspflicht fortschreibt, waren ohne eine gesonderte Ubergangsregelung
im AItTZG die Voraussetzungen fiir Altersteilzeitarbeit fur die oben genannten Féalle nicht
dauerhatft erfullt. Denn eine Voraussetzung fiir Altersteilzeitarbeit ist, dass eine versiche-
rungspflichtige Beschéftigung nach dem SGB Il wéhrend der gesamten Dauer der Alters-
teilzeit vorliegt (8 2 Absatz 1 Nummer 2 AItTZG). Die Altersteilzeitarbeit misste vor dem
beabsichtigten Eintritt in die Altersrente beendet werden. Dies ware den Betroffenen nur
schwer vermittelbar, weil sie, je nach vertraglicher Situation, wieder zur Vollarbeitszeit bei
ihrem Arbeitgeber zurtickkehren oder sich arbeitslos melden missten. Zudem mussten bei
Altersteilzeitarbeit im Blockmodell noch nicht aufgebrauchte Wertguthaben regelmé&fig als
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Storfall verbeitragt und versteuert werden, was einen Mehraufwand fur Arbeitgeber und
Sozialversicherungstrager bedeuten wirde.

Zu Artikel 11 (Anderung der Gewerbeordnung)
Zu Nummer 1

Der Katalog der Mindestangaben der Abrechnung in 8 108 Absatz 1 Satz 2 GewO wird da-
hingehend erweitert, dass der Arbeitgeber kiinftig auch Uber die Hohe des auf das jeweilige
Arbeitsverhaltnis anwendbaren Mindestlohns in der Entgeltabrechnung zu informieren hat.
Hiervon erfasst werden Mindestléhne nach 8§ 1 Absatz 2 MiLoG sowie solche auf Grundlage
von nach 88 7, 7a oder 11 AEntG oder § 3a AUG erlassenen Rechtsverordnungen.

Die Arbeithnehmerin bzw. der Arbeitnehmer ist im Zuge der Erteilung einer Entgeltabrech-
nung mithin auch tber eine Anpassung der Hohe des auf das jeweilige Arbeitsverhéaltnis
anwendbaren Mindestlohns zu informieren. Die Abrechnung ist in diesem Fall nicht nach
§ 108 Absatz 2 GewO in Verbindung mit 8 108 Absatz 1 Satz 2 GewO entbehrlich.

Zu Nummer 2

Anknupfend an die modifizierten Pflichten zur Arbeitszeitaufzeichnung nach § 17 Absatz 1
MiLoG, § 19 Absatz 1 AEntG und § 17c Absatz 1 AUG wird in § 108 Absatz 1 Satz 4 GewO
eine Verpflichtung des Arbeitgebers zur Bereitstellung der nach diesen Vorschriften erfass-
ten Arbeitszeitaufzeichnungen in Textform nach Abschluss des Abrechnungszeitraums ein-
geflhrt.

In der Praxis durfte es sich anbieten, die Ubersendung der Aufzeichnung regelméaRig ge-
meinsam mit der Abrechnung vorzunehmen. Erfolgt die Abrechnung vor Beendigung des
Abrechnungszeitraums, kann der Arbeitgeber die Aufzeichnung jedoch auch getrennt Uber-
senden.

Zu Artikel 12 (Anderung der Verordnung uber die Berechnung, Zahlung,
Weiterleitung, Abrechnung und Prifung des Gesamtsozialversicherungsbeitrages)

Zu Nummer 1

Folgeanderung auf Grund der Neuregelung zum Ubergangsbereich 88 20, 134 Viertes
Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2

Folgeanderung auf Grund der Neuregelung zum Ubergangsbereich 88 20, 134 Viertes
Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 13 (Inkrafttreten, Aul3erkrafttreten)

Zu Absatz 1

Die Regelungen treten zum 1. Oktober 2022 in Kraft.

Zu Absatz 2

Die Ubergangsregelungen zum Ubergangsbereich (§ 134 des Vierten Buches und § 276b

des Sechsten Buches) werden zeitlich befristet und treten mit Ablauf des 31. Dezember
2023 aul3er Kraft.
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	6. § 168 Absatz 1 Nummer 1d wird wie folgt gefasst:
	7. In § 170 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a und Buchstabe e wird jeweils die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „die Geringfügigkeitsgrenze“ ersetzt.
	8. In § 194 Absatz 1 wird jeweils die Angabe „§ 163 Absatz 10“ durch die Angabe „§ 163 Absatz 7“ ersetzt.
	9. Nach § 276a wird folgender § 276b eingefügt:
	„§ 276b
	Übergangsregelung für Beschäftigte in Privathaushalten im Übergangsbereich




	Artikel 5
	Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch
	Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5162) geändert worden ist, wird wie folgt geän...
	1. In § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgender Satzteil eingefügt:
	2. In § 57 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „und 4“ durch die Wörter „bis 5“ ersetzt.
	3. § 58 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:


	Artikel 6
	Änderung des Mindestlohngesetzes
	Das Mindestlohngesetz vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBl. I S. 1657) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 17 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	2. § 21 Absatz 1 Nummer 7 wird wie folgt gefasst:


	Artikel 7
	Änderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
	Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBl. I S. 1657) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	2. § 23 Absatz 1 Nummer 8 wird wie folgt gefasst:


	Artikel 8
	Änderung des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft
	Das Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541, 2572), das zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 6 wird wie folgt geändert:
	2. § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert:


	Artikel 9
	Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes
	Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995 (BGBl. I S. 158), das zuletzt durch Artikel 116 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 16 Absatz 1 Nummer 17 wird wie folgt gefasst:
	2. § 17c Absatz 1 wird wie folgt gefasst:


	Artikel 10
	Änderung des Altersteilzeitgesetzes
	Nach § 15i des Altersteilzeitgesetzes vom 23. Juli 1996 (BGBl. I S. 1078), das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) geändert worden ist, wird folgender § 15j eingefügt:
	„§ 15j
	Übergangsregelung zum zweiten Gesetz zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung



	Artikel 11
	Änderung der Gewerbeordnung
	§ 108 Absatz 1 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3504) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	2. Folgender Satz wird angefügt:


	Artikel 12
	Änderung der Beitragsverfahrensverordnung
	§ 2 der Beitragsverfahrensverordnung vom 3. Mai 2006 (BGBl. I S. 1138), die zuletzt durch Artikel 2g des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2970) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	2. Folgender Absatz 3 wird angefügt:


	Artikel 13
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2022 in Kraft.
	(2) Artikel 1 Nummer 1 und 6, Artikel 4 Nummer 1 und 9 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft.
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